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TIROL




I. Allgemeines

Eine Krankenanstalt bedarf zu ihrer Errichtung einer Errichtungsbewilligung und zu ihrem Betrieb einer Betriebsbewilligung. Bewilligungsbehörde ist die Tiroler Landesregierung. Um die Erteilung der Errichtungsbewilligung und der Betriebsbewilligung ist schriftlich anzusuchen.
Das jeweils formlose schriftliche Ansuchen ist zu richten an:
Amt der Tiroler Landesregierung
Abteilung Gesundheitsrecht und Krankenanstalten 
Eduard-Wallnöfer-Platz 3
6020  Innsbruck
Telefon: 
0512/508-3702 (Kanzlei)
Fax: 

0512/508-743705
E-Mail: 
gesundheitsrecht.krankenanstalten@tirol.gv.at 
Internet:
www.tirol.gv.at/themen/gesundheit-vorsorge/krankenanstalten/ 
Im Folgenden wird ein Überblick über die für die Errichtung und den Betrieb einer privaten Krankenanstalt maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen des Tiroler Krankenanstaltengesetzes (Tir. KAG) gegeben.
Alle folgenden Paragraphennennungen ohne Gesetzesangabe beziehen sich auf das Tir. KAG, LGBl. Nr. 5/1958, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 152/2013.

II. Gesetzliche Bestimmungen
Für die Errichtung und den Betrieb einer Krankenanstalt ist eine Errichtungsbewilligung und eine Betriebsbewilligung erforderlich. Das Tir. KAG unterscheidet dabei zwischen bettenführenden Krankenanstalten und selbstständigen Ambulatorien. Für bettenführende Krankenanstalten ist das Errichtungsbewilligungsverfahren in den §§ 3 und 3a geregelt, § 4 enthält Bestimmungen über das Betriebsbewilligungsverfahren; für selbstständige Ambulatorien regeln die §§ 4a und 4b das Errichtungsbewilligungsverfahren, § 4c regelt das Betriebsbewilligungsverfahren.
Wesentliche Änderungen einer Krankenanstalt sind ebenfalls bewilligungspflichtig.
III. Begriff der Krankenanstalt
§ 1 Abs. 1 definiert den Begriff einer Krankenanstalt. Demnach sind Krankenanstalten Einrichtungen, die

a) zur Feststellung und Überwachung des Gesundheitszustandes durch Untersuchung,
b) zur Vornahme operativer Eingriffe,

c) zur Vorbeugung gegen Krankheiten und zur Besserung und Heilung von Krankheiten durch Behandlung,

d) zur Entbindung,
e) für Maßnahmen medizinischer Fortpflanzungshilfe oder
f) zur Bereitstellung von Organen zum Zweck der Transplantation

bestimmt sind.
Unter dem Begriff „Anstalten“ versteht man Einrichtungen, in denen Sachwerte und persönliche Dienstleistungen zu einer organisatorischen Einheit zusammengefasst werden und auf diese Weise der Erfüllung bestimmter Aufgaben (des Anstaltszweckes) gewidmet sind.

IV. Arten von Krankenanstalten
Die Arten der Krankenanstalten werden im § 1 Abs. 3 aufgezählt. Es sind dies 
a) allgemeine Krankenanstalten,

b) Sonderkrankenanstalten (z.B. für Personen mit bestimmten Krankheiten),

c) Pflegeanstalten für chronisch Kranke,

d) Sanatorien sowie
e) selbstständige Ambulatorien.

Selbstständige Ambulatorien sind Einrichtungen, die der Untersuchung oder Behandlung von Personen dienen, die einer Aufnahme in Anstaltspflege nicht bedürfen. Solche Einrichtungen gelten auch dann als selbstständige Ambulatorien, wenn sie über eine angemessene Zahl von Betten verfügen, die für eine kurzfristige Unterbringung (d.h. max. 24 Stunden) zur Durchführung ambulanter diagnostischer und therapeutischer Maßnahmen unentbehrlich sind. Alle anderen Krankenanstalten sind bettenführende Einrichtungen (Rund-um-die-Uhr-Betrieb).
Im Rahmen von selbstständigen Ambulatorien besteht die Möglichkeit, im jeweiligen Einzugsgebiet Hausbesuche durchzuführen (ansonsten darf eine Krankenanstalt nur innerhalb der krankenanstaltenrechtlich bewilligten Räumlichkeiten ihre Tätigkeit entsprechend dem bewilligten Leistungsangebot entfalten).

V. Errichtungsbewilligungsverfahren
A) Das schriftliche Ansuchen auf Erteilung der Errichtungsbewilligung sollte folgenden Inhalt aufweisen:
1. Angaben zur Person des Antragstellers 
Antragsteller kann eine natürliche oder eine juristische Person sein. Handelt es sich um juristische Personen, Personengesellschaften des Handelsrechts oder eingetragene Erwerbsgesellschaften, so ist ein Firmenbuchauszug vorzulegen. Der Antrag ist in diesem Fall von der (den) zur Vertretung nach außen berufenen Person(en) zu unterfertigen.

2. Die Adresse der beantragten Krankenanstalt

3. Die Bezeichnung der Krankenanstalt

4. Die Art und den Zweck der Krankenanstalt

5. Das vorgesehene Leistungsangebot und allenfalls vorgesehene Leistungsschwerpunkte. Hier ist eine genaue und ausführliche Beschreibung erforderlich, allenfalls einschließlich von Angaben über die medizinische Indikation.

B) Dem Ansuchen sind folgende Unterlagen anzuschließen:

1. Die zur Beurteilung des Vorhabens erforderlichen Planunterlagen, wie Lagepläne und Baupläne im Maßstab 1:100 sowie eine Baubeschreibung, aus der auch der Zusammenhang mit den übrigen Gebäudeteilen, die Zufahrt und der Eingangsbereich ersichtlich sind, sowie Angaben über Höhe, Belichtung, Belüftung und Beheizung der Anstaltsräume (in dreifacher Ausfertigung).
2. Der Baubescheid für das Gebäude, das als Betriebsanlage für die Krankenanstalt dienen soll. Liegt ein Baubescheid zum Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht vor, ist dieser im Zuge des Verfahrens nachzureichen.

3. Ein Verzeichnis der Anstaltsräume mit Flächenangaben unter besonderer Berücksichtigung der Sanitärräume (dreifach).
Zur krankenhaushygienischen Beurteilung des Vorhabens ist jedenfalls erforderlich, dass in den Bauplänen auch die besonderen Behandlungseinrichtungen wie Bäder und die sanitären Einrichtungen wie WC, Dusche und Waschbecken ersichtlich sind.

4. Angaben über die vorgesehene medizinisch-technische Ausstattung und die Personalausstattung (dreifach).

5. Beschreibungen der wesentlichen technischen Einrichtungen für die Krankenanstalt, insbesondere durch eine elektronische und lüftungstechnische Beschreibung, Beschreibung der Medizinalgasanlagen, Angaben zu den OP-Räumen und zu den Patientenaufzügen (dreifach).

6. Bei bettenführenden Krankenanstalten ein Verzeichnis über den Bettenstand für die Schlafräume der Patienten und des Anstaltspersonals. 
7. Ein Nachweis (bzw. die Glaubhaftmachung) des Eigentums oder eines sonstigen Rechtes zur Benützung der Betriebsanlage durch den Antragsteller (Miet- bzw. Pachtvertrag).

8. Der Nachweis der Verlässlichkeit des Antragstellers durch Vorlage eines höchstens 6 Monate alten Strafregisterauszuges und durch Vorlage einer Bestätigung über das Nichtvorliegen eines Gewerbeausschließungsgrundes (siehe Anlage). Bei juristischen Personen, Personengesellschaften des Handelsrechts oder eingetragenen Erwerbsgesellschaften sind diese Nachweise durch die vertretungsbefugten Gesellschafter zu erbringen.

Ergänzende Hinweise:

1.
Es hat sich als zweckmäßig erwiesen, im Zuge der Planung einer Krankenanstalt die Belange der Krankenhaushygiene, des ArbeitnehmerInnenschutzes, des Brandschutzes und des Strahlenschutzes entsprechend zu berücksichtigen, um Umplanungen zu vermeiden.

2.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Errichtung und der Betrieb einer Krankenanstalt als Arbeitsstätte einer Bewilligung nach dem ArbeitnehmerInnenschutzgesetz bedarf. Allenfalls ist auch eine Genehmigung nach dem Strahlenschutzgesetz erforderlich (jeweils ebenfalls bei der Abteilung Gesundheitsrecht und Krankenanstalten des Amtes der Tiroler Landesregierung, Bewilligungsbehörde ist der Landeshauptmann).

C) Bewilligungsvoraussetzungen:
1. Vorliegen eines „Bedarfes“ bzw. einer „wesentlichen Verbesserung des Versorgungsangebots im Einzugsgebiet“ (siehe sogleich unten).
2. Es muss eine den Grundsätzen und anerkannten Methoden der medizinischen Wissenschaft entsprechende ärztliche Behandlung gewährleistet sein.

3. Die vorgesehene Ausstattung mit medizinisch-technischen Apparaten und die vorgesehene personelle Ausstattung muss den nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft an eine Krankenanstalt der vorgesehenen Art zu stellenden Anforderungen entsprechen.

4. Das Gebäude, das als Betriebsanlage für die Krankenanstalt dienen soll, muss den für solche Gebäude geltenden bau-, feuer- und gesundheitspolizeilichen Vorschriften entsprechen.

5. Nachweis des Eigentums bzw. Nachweis oder Glaubhaftmachung des sonstigen Rechtes zur Benützung der Betriebsanlage.

6. Der Bewilligungswerber muss eigenberechtigt und verlässlich sein.

Zum Bedarf bzw. zur wesentlichen Verbesserung des Versorgungsangebots im Einzugsgebiet:
Wird die Errichtung einer bettenführenden Krankenanstalt beabsichtigt, muss für diese nach dem angegebenen Anstaltszweck und dem in Aussicht genommenen Leistungsangebot im Hinblick auf das bereits bestehende Versorgungsangebot durch öffentliche, private gemeinnützige und sonstige Krankenanstalten mit Kassenverträgen

· zur Aufrechterhaltung einer qualitativ hochwertigen, ausgewogenen und allgemein zugänglichen Gesundheitsversorgung und

· zur Wahrung des finanziellen Gleichgewichts des Systems der sozialen Sicherheit

ein Bedarf gegeben sein.

Ein Bedarf ist gegeben, wenn unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Planungen des Regionalen Strukturplanes Gesundheit Tirol hinsichtlich

a) der örtlichen Verhältnisse (regionale, rurale oder urbane Bevölkerungsstruktur und Besiedlungsdichte),

b) der für die Versorgung bedeutsamen Verkehrsbedingungen,

c) der Auslastung bestehender stationärer Einrichtungen und

d) der Entwicklungstendenzen in der Medizin

eine wesentliche Verbesserung des Versorgungsangebots nachgewiesen werden kann.

Sollen in der vorgesehenen bettenführenden Krankenanstalt ausschließlich sozialversicherungsrechtlich nicht erstattungsfähige Leistungen erbracht werden, entfällt die Bedarfsprüfung.

Für die Errichtung eines selbstständigen Ambulatoriums ist Voraussetzung, dass nach dem angegebenen Anstaltszweck und dem in Aussicht genommenen Leistungsangebot im Hinblick auf das bereits bestehende Versorgungsangebot durch öffentliche, private gemeinnützige und sonstige Krankenanstalten mit Kassenverträgen sowie im Hinblick auf das Versorgungsangebot durch Ambulanzen der genannten Krankenanstalten und kasseneigene Einrichtungen, niedergelassene Ärzte, Gruppenpraxen und selbstständige Ambulatorien, soweit diese sozialversicherungsrechtlich erstattungsfähige Leistungen erbringen, bei selbstständigen Zahnambulatorien auch im Hinblick auf niedergelassene Zahnärzte, Dentisten und zahnärztliche Gruppenpraxen, soweit diese sozialversicherungsrechtlich erstattungsfähige Leistungen erbringen,
· zur Aufrechterhaltung einer qualitativ hochwertigen, ausgewogenen und allgemein zugänglichen Gesundheitsversorgung und

· zur Wahrung des finanziellen Gleichgewichts des Systems der sozialen Sicherheit

eine wesentliche Verbesserung des Versorgungsangebots im Einzugsgebiet erreicht werden kann.

Bei der Beurteilung, ob eine wesentliche Verbesserung des Versorgungsangebots im Einzugsgebiet erreicht werden kann, sind ausgehend von den Planungsergebnissen des Regionalen Strukturplanes Gesundheit Tirol folgende Voraussetzungen zu berücksichtigen:

a) die örtlichen Verhältnisse (regionale, rurale oder urbane Bevölkerungsstruktur und Besiedlungsdichte),

b) die für die Versorgung bedeutsamen Verkehrsverbindungen,

c) das Inanspruchnahmeverhalten und die Auslastung von bestehenden Leistungsanbietern, die sozialversicherungsrechtlich erstattungsfähige Leistungen erbringen, durch Pfleglinge,

d) die durchschnittliche Belastung bestehender Leistungsanbieter nach lit. c und

e) die Entwicklungstendenzen in der Medizin bzw. Zahnmedizin.

Sollen im selbstständigen Ambulatorium nach dem vorgesehenen Leistungsangebot ausschließlich sozialversicherungsrechtlich nicht erstattungsfähige Leistungen erbracht werden, so muss die Voraussetzung der wesentlichen Verbesserung des Versorgungsangebots im Einzugsgebiet nicht vorliegen.

Im Zusammenhang mit der Prüfung des Bedarfs (bettenführende Krankenanstalt) bzw. der Prüfung, ob eine wesentliche Verbesserung des Versorgungsangebots im Einzugsgebiet erreicht werden kann (selbstständiges Ambulatorium), haben die Wirtschaftskammer als gesetzliche Interessenvertretung der privaten Krankenanstalten und die betroffenen Sozialversicherungsträger, bei selbstständigen Ambulatorien zusätzlich auch die Ärztekammer für Tirol bzw. bei Zahnambulatorien auch die Österreichische Zahnärztekammer Parteistellung im Verfahren.
Betreffend die Errichtung eines selbstständigen Ambulatoriums ist zudem eine planungsfachliche Stellungnahme der Gesundheit Österreich GmbH oder eines vergleichbaren Planungsinstituts sowie eine begründete Stellungnahme der Gesundheitsplattform des Tiroler Gesundheitsfonds einzuholen. Für die Erstellung der planungsfachlichen Stellungnahme wird vom Auftragnehmer (Gesundheit Österreich GmbH oder vergleichbares Planungsinstitut) ein Honorar in Rechnung gestellt. Die Kosten dafür sind vom Antragsteller zu tragen.

Zusätzlich ist bei selbstständigen Ambulatorien eine begründete Stellungnahme der Gesundheitsplattform des Tiroler Gesundheitsfonds zur Frage des Vorliegens einer wesentlichen Verbesserung des Versorgungsangebots im Einzugsgebiet einzuholen.

Die Prüfung der Frage, ob ein Bedarf bzw. eine wesentliche Verbesserung des Versorgungsangebotes im Einzugsgebiet vorliegt, ist also Teil des Errichtungsbewilligungsverfahrens. Der Bewilligungswerber hat die Möglichkeit anzuregen, dass über diese Frage gesondert mit Bescheid entschieden wird. Gemäß der Bestimmung des § 3a Abs. 5 bzw. des § 4b Abs. 9 kann die Landesregierung im Errichtungsbewilligungsverfahren durch Bescheid über das Vorliegen des Bedarfes bzw. einer wesentlichen Verbesserung des Versorgungsangebots im Einzugsgebiet gesondert entscheiden, wenn der Bewilligungswerber glaubhaft macht, dass die Vorlage weiterer Unterlagen (Planunterlagen, Baubeschreibung, Pläne und Beschreibungen für die technischen Einrichtungen sowie das Verzeichnis der wesentlichen medizinisch-technischen Apparate, das Verzeichnis der Anstaltsräume und bei bettenführenden Krankenanstalten das Verzeichnis über den Bettenstand für die Schlafräume der Pfleglinge und des Anstaltspersonals) mit einem erheblichen wirtschaftlichen Aufwand verbunden wäre und die Entscheidung über das Vorliegen des Bedarfes bzw. einer wesentlichen Verbesserung des Versorgungsangebots im Einzugsgebiet als Voraussetzung für die Erteilung der Errichtungsbewilligung auch ohne diese Unterlagen erfolgen kann.
Ein Bescheid, mit dem der Bedarf bzw. eine wesentliche Verbesserung des Versorgungsangebots im Einzugsgebiet für die vorgesehene Krankenanstalt festgestellt wird, tritt nach dem Ablauf von fünf Jahren nach seiner Erlassung außer Kraft.
Bei der Verlegung einer Krankenanstalt innerhalb desselben Einzugsgebiets entfällt gemäß § 5 Abs. 3 die Prüfung des Vorliegens eines Bedarfs bzw. einer wesentlichen Verbesserung des Versorgungsangebots im Einzugsgebiet, wenn mit der Verlegung keine wesentliche Änderung des Leistungsangebots verbunden ist.

Im Zuge des Errichtungsbewilligungsverfahrens wird darüber hinaus ein sanitätspolizeiliches sowie ein sicherheitstechnisches Gutachten eines Amtssachverständigen eingeholt. Weiters ist vor Entscheidung über ein Ansuchen auf Erteilung der Errichtungsbewilligung der Landessanitätsrat (das ist ein kollegial zusammengesetztes Beratungsorgan der Landesregierung in allen gesundheitlichen Angelegenheiten) zu hören. 

Die Errichtungsbewilligung ist jedenfalls unter der Bedingung zu erteilen, dass innerhalb eines angemessenen festzusetzenden Zeitraumes um die Betriebsbewilligung angesucht wird. Weiters ist die Errichtungsbewilligung erforderlichenfalls mit Auflagen oder unter Bedingungen zu erteilen.
VI. Betriebsbewilligungsverfahren

Rechtzeitig vor der beabsichtigten Betriebsaufnahme ist schriftlich um die Erteilung der Betriebsbewilligung anzusuchen. Eine Inbetriebnahme ohne Betriebsbewilligung ist nicht zulässig und strafbar. Die Behörde führt im Zuge des Betriebsbewilligungsverfahrens einen Augenschein an Ort und Stelle im Rahmen einer mündlichen Verhandlung unter Beiziehung der Amtssachverständigen durch.

Folgende Voraussetzungen müssen für die Erteilung der Betriebsbewilligung vorliegen:

1. Die Errichtungsbewilligung für die Krankenanstalt muss vorliegen.

2. Die für den unmittelbaren Betrieb der Krankenanstalt erforderlichen technischen Einrichtungen und medizinisch-technischen Apparate müssen vorhanden sein und die Betriebsanlage sowie alle medizinisch-technischen Apparate und technischen Einrichtungen den sicherheitstechnischen und gesundheitspolizeilichen Vorschriften entsprechen. Der Träger der Krankenanstalt hat der Behörde zum Nachweis der Erfüllung der sicherheitstechnischen Vorschriften die allenfalls erforderliche Baubenützungsbewilligung, eine Bestätigung des Technischen Sicherheitsbeauftragten über die vorschriftsmäßige Ausführung der technischen Einrichtungen und medizinisch-technischen Apparate sowie erforderlichenfalls auf Verlangen der Behörde ein sicherheitstechnisches Gutachten und ein krankenhaushygienisches Gutachten vorzulegen.

3. Es muss eine Anstaltsordnung vorliegen.

4. Es muss ein geeigneter Arzt als verantwortlicher Leiter des ärztlichen Dienstes (oder ein geeigneter Zahnarzt als verantwortlicher Leiter des zahnärztlichen Dienstes) bestellt sein. Es muss glaubhaft gemacht werden, dass die nach dem Anstaltszweck, dem vorgesehenen Leistungsangebot und den allenfalls vorgesehenen Leistungsschwerpunkten erforderlichen Ärzte (oder Zahnärzte) in ausreichender Anzahl zur Verfügung stehen.
5. Es muss glaubhaft gemacht werden, dass das nach dem Anstaltszweck, dem vorgesehenen Leistungsangebot und den allenfalls vorgesehenen Leistungsschwerpunkten sonstige erforderliche Personal in ausreichendem Ausmaß zur Verfügung steht, insbesondere im Bereich des Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-technischen Dienste und des Sanitätshilfsdienstes.

6. Es muss der Abschluss einer Haftpflichtversicherung gemäß den Bestimmungen des § 6a (Mindestversicherungssumme: 2 Mio. Euro für jeden Versicherungsfall) nachgewiesen werden.

Die Anstaltsordnung regelt den inneren Betrieb einer Krankenanstalt. Sie bedarf der Genehmigung der Landesregierung. Ein Muster für eine Anstaltsordnung für selbstständige Ambulatorien (samt Beilage Beschwerdemanagement) findet sich als Download auf der Homepage der Abteilung Gesundheitsrecht und Krankenanstalten.

Eine Krankenanstalt muss über eine Reihe von Funktionsträgern verfügen: 
Ärztlicher Leiter/Direktor als verantwortlicher Leiter des ärztlichen Dienstes, Verwaltungsleiter/Verwaltungsdirektor als verantwortlicher Leiter der wirtschaftlichen, administrativen, technischen und personellen Angelegenheiten; in gleicher Weise ist auch jeweils ein Stellvertreter zu bestellen. Die Bestellung des ärztlichen Leiters/Direktors bedarf der bescheidmäßigen Genehmigung der Landesregierung.

Bei bettenführenden Krankenanstalten ist zudem ein Pflegedirektor als verantwortlicher Leiter des Pflegedienstes sowie ein Stellvertreter zu bestellen. Der Ärztliche Direktor, der Pflegedirektor und der Verwaltungsdirektor bilden in bettenführenden Krankenanstalten die sogenannte „Kollegiale Führung“. Die Mitglieder der kollegialen Führung haben bei der Besorgung ihrer jeweiligen Aufgaben den Aufgabenbereich der übrigen Mitglieder zu berücksichtigen und sind zur engen Zusammenarbeit und wechselseitigen Information verpflichtet. 
Ein weiterer Funktionsträger einer Krankenanstalt ist der Krankenhaushygieniker/Hygienebeauftragter; in bettenführenden Krankenanstalten ist zudem eine Hygienefachkraft zur Unterstützung des Krankenhaushygienikers/Hygienebeauftragten zu bestellen. Außerdem ist ein Hygieneteam zu bilden, das neben dem Krankenhaushygieniker/Hygienebeauftragten und der Hygienefachkraft aus weiteren für Belange der Hygiene bestellten Angehörigen des ärztlichen und des nichtärztlichen Dienstes besteht.

Zur Wahrnehmung der technischen Sicherheit und des einwandfreien Funktionierens der in der Krankenanstalt verwendeten medizinisch-technischen Geräte und technischen Einrichtungen ist als weiterer Funktionsträger ein Technischer Sicherheitsbeauftragter zu bestellen. Weitere Informationen können dem Merkblatt für Technische Sicherheitsbeauftragte, das als Download auf der Homepage der Abteilung Gesundheitsrecht und Krankenanstalten zur Verfügung steht, entnommen werden.
In Zusammenhang mit der Personalausstattung einer Krankenanstalt ist darauf hinzuweisen, dass nach § 12 ärztliche Hilfe in einer Krankenanstalt jederzeit sofort erreichbar sein muss, das heißt, dass ärztliche Anwesenheit erforderlich ist. Eine Ausnahme von der Verpflichtung zur dauernden ärztlichen Anwesenheit ist lediglich bei selbstständigen Ambulatorien für physikalische Therapie möglich. Hier kann anstelle einer dauernden ärztlichen Anwesenheit der ärztliche Dienst so organisiert sein, dass ärztliche Hilfe jederzeit erreichbar ist und durch regelmäßige tägliche Anwesenheit die erforderlichen ärztlichen Anordnungen für das Personal (gehobener medizinisch-technischer Dienst, Heilmasseure) sowie, neben ärztlichen Anordnungen, auch die erforderliche Aufsicht über medizinische Masseure und Personal nach dem Bundesgesetz über die Regelung des medizinisch-technischen Fachdienstes und der Sanitätshilfsdienste gewährleistet ist.

Auf die Einhaltung der zahlreichen gesetzlichen Bestimmungen beim Betrieb einer Krankenanstalt,  wie die Patientenrechte (§ 9), die Verschwiegenheitspflicht (§ 14), die Führung von Krankengeschichten und die Dokumentation (§ 15), wird ausdrücklich verwiesen.
VII. Gebührenpflicht nach dem Gebührengesetz

Nach den Bestimmungen des Gebührengesetzes 1957 sind Eingaben, Beilagen, Niederschriften gebührenpflichtig (Eingabegebühren des Bundes). Die Höhe der zu entrichtenden Gebühren wird in der Regel im Rahmen des das Verfahren abschließenden Bescheides oder der sonstigen Erledigung bekannt gegeben.

Weiters sind Landes-Verwaltungsabgaben und Landes-Kommissionsgebühren zu entrichten.

Hinweise:
Nach dem Neugründungs-Förderungsgesetz, BGBI I 1999/106, und der dazu ergangenen Verordnung BGBI II 1999/278, kann bei der Neuerrichtung von privaten Krankenanstalten in bestimmten Fällen eine Befreiung von der Gebührenpflicht nach dem Gebührengesetz erfolgen.

Gesetzliche Berufsvertretung der privaten Krankenanstalten ist die Wirtschaftskammer Tirol, Fachvertretung der Gesundheitsbetriebe, Meinhardstraße 12-14, 6020 Innsbruck (Telefon: 05 / 909 05-0).

Anlage:
Erklärung über das Vorliegen der Verlässlichkeit (Formular)
Formblatt


Ausgabe 01.01.2014
Anstaltsträger / Vertretungsbefugte Person

	Familien - und Vorname, Titel


	Straße, Hausnummer



	Postleitzahl


	Ort / Firmensitz


An

Amt der Tiroler Landesregierung
Abteilung Gesundheitsrecht und Krankenanstalten

Eduard-Wallnöfer-Platz 3

6020 INNSBRUCK
Erklärung über das Vorliegen der Verlässlichkeit 
als Voraussetzung für die Erteilung einer krankenanstaltenrechtlichen Bewilligung 
gemäß §§ 3, 3a, 4a und 4b sowie § 6 Tiroler Krankenanstaltengesetz (Tir. KAG), LGBl. Nr. 5/1958 idgF

1. Ich wurde bisher wegen Übertretung von Vorschriften auf dem Gebiet des Krankenanstaltenrechtes oder des Gesundheitswesens nicht rechtskräftig bestraft. Ein Verfahren wegen des Verdachtes einer derartigen Übertretung ist derzeit gegen mich nicht anhängig.

2. Ich erkläre, dass ein Gewerbeausschließungsgrund gemäß § 13 Gewerbeordnung 1994 nicht vorliegt. 

3. Ich nehme zur Kenntnis, dass wahrheitswidrige Angaben die Wiederaufnahme des Verfahrens über die Erteilung der Errichtungsbewilligung (§ 69 Abs. 1 Z 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991) bzw. die Zurücknahme der Errichtungsbewilligung, falls bereits vorhanden auch der Betriebsbewilligung (§ 9 Tir. KAG) nach sich ziehen können.

.....................................................                                       .....................................................................

            (Ort, Datum)
      (Unterschrift)
Hinweis:

Ist der Antragsteller eine juristische Person, eine eingetragene Erwerbsgesellschaft oder eine Personengesellschaft des Handelsrechtes, so ist diese Erklärung von allen zur Vertretung nach außen berufenen Personen abzugeben.
Auszug aus der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194/1994 idgF

§ 13. (1) Natürliche Personen sind von der Ausübung eines Gewerbes ausgeschlossen, wenn sie


1.
von einem Gericht verurteilt worden sind


a)
wegen betrügerischen Vorenthaltens von Sozialversicherungsbeiträgen und Zuschlägen nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz (§ 153d StGB), organisierter Schwarzarbeit (§ 153e StGB), betrügerischer Krida, Schädigung fremder Gläubiger, Begünstigung eines Gläubigers oder grob fahrlässiger Beeinträchtigung von Gläubigerinteressen (§§ 156 bis 159 StGB) oder


b)
wegen einer sonstigen strafbaren Handlung zu einer drei Monate übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu einer Geldstrafe von mehr als 180 Tagessätzen und


2.
die Verurteilung nicht getilgt ist.


Von der Ausübung eines Gastgewerbes sind natürliche Personen ausgeschlossen, wenn gegen sie eine nicht getilgte gerichtliche Verurteilung wegen Übertretung der §§ 28 bis 31a des Suchtmittelgesetzes, BGBl. I Nr. 112/1997, in der jeweils geltenden Fassung, vorliegt. Bei Geldstrafen, die nicht in Tagessätzen bemessen sind, ist die Ersatzfreiheitsstrafe maßgebend. Bei Verhängung einer Freiheitsstrafe und einer Geldstrafe sind Freiheitsstrafe und Ersatzfreiheitsstrafe zusammenzuzählen. Dabei ist ein Monat dreißig Tagen gleichzuhalten. Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten auch, wenn mit den angeführten Ausschlussgründen vergleichbare Tatbestände im Ausland verwirklicht wurden.

(2) Wer wegen der Finanzvergehen des Schmuggels, der Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben, der Abgabenhehlerei nach § 37 Abs. 1 lit. a des Finanzstrafgesetzes, BGBl. Nr. 129/1958, in der jeweils geltenden Fassung, der Hinterziehung von Monopoleinnahmen, des vorsätzlichen Eingriffes in ein staatliches Monopolrecht oder der Monopolhehlerei nach § 46 Abs. 1 lit. a des Finanzstrafgesetzes von einer Finanzstrafbehörde bestraft worden ist, ist von der Ausübung des Gewerbes ausgeschlossen, wenn über ihn wegen eines solchen Finanzvergehens eine Geldstrafe von mehr als 726 € oder neben einer Geldstrafe eine Freiheitsstrafe verhängt wurde und wenn seit der Bestrafung noch nicht fünf Jahre vergangen sind. Dies gilt auch, wenn mit den angeführten Ausschlußgründen vergleichbare Tatbestände im Ausland verwirklicht wurden.

(3) Rechtsträger sind von der Gewerbeausübung als Gewerbetreibende (§ 38 Abs. 2) ausgeschlossen, wenn


1.
das Insolvenzverfahren mangels kostendeckenden Vermögens rechtskräftig nicht eröffnet oder aufgehoben wurde und


2.
der Zeitraum, in dem in der Insolvenzdatei Einsicht in den genannten Insolvenzfall gewährt wird, noch nicht abgelaufen ist.


Dies gilt auch, wenn ein mit dem angeführten Ausschlussgrund vergleichbarer Tatbestand im Ausland verwirklicht wurde.

(4) Rechtsträger sind von der Begründung eines Gewerberechts, das Tätigkeiten der Versicherungsvermittlung beinhaltet, außer in den Fällen des Abs. 3 auch ausgeschlossen, wenn über ihr Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet wurde und der Zeitraum der Einsichtsgewährung in die Insolvenzdatei noch nicht abgelaufen ist. Dies gilt auch bei Verwirklichung eines vergleichbaren Tatbestandes im Ausland. Der Ausschlussgrund liegt nicht vor, wenn im Rahmen des Insolvenzverfahrens der Sanierungsplan vom Gericht bestätigt wurde und dieser erfüllt worden ist oder wenn im Rahmen des Insolvenzverfahrens das Gericht den Zahlungsplan des Schuldners bestätigt hat und der Zahlungsplan erfüllt worden ist oder nach Durchführung eines Abschöpfungsverfahrens die Restschuldbefreiung erteilt wurde und unwiderrufen geblieben ist.

(5) Eine natürliche Person ist von der Ausübung des Gewerbes als Gewerbetreibender ausgeschlossen, wenn ihr ein maßgebender Einfluss auf den Betrieb der Geschäfte eines anderen Rechtsträgers als einer natürlichen Person zusteht oder zugestanden ist, bei dem der Ausschluss von der Gewerbeausübung gemäß Abs. 3 eintritt oder eingetreten ist. Trifft auf den Rechtsträger ein Ausschlussgrund gemäß Abs. 4 zu, ist die natürliche Person nur von der Ausübung eines Gewerbes, das Tätigkeiten der Versicherungsvermittlung beinhaltet, ausgeschlossen. Abs. 1 letzter Satz gilt sinngemäß.

(6) Eine natürliche Person, die durch das Urteil eines Gerichtes eines Gewerbes verlustig erklärt wurde oder der eine Gewerbeberechtigung auf Grund des § 87 Abs. 1 Z 3 oder 4 entzogen worden ist, ist von der Ausübung eines Gewerbes ausgeschlossen, wenn durch die Ausübung dieses Gewerbes der Zweck der mit dem Gerichtsurteil ausgesprochenen Verlustigerklärung des Gewerbes oder der Entziehung auf Grund des § 87 Abs. 1 Z 3 oder 4 vereitelt werden könnte. Dies gilt auch für eine natürliche Person, die wegen Zutreffens der im § 87 Abs. 1 Z 3 oder 4 angeführten Entziehungsgründe Anlaß zu behördlichen Maßnahmen gemäß § 91 Abs. 1 oder 2 gegeben hat.

(7) Andere Rechtsträger als natürliche Personen sind von der Ausübung des Gewerbes ausgeschlossen, wenn eine natürliche Person, der ein maßgebender Einfluss auf den Betrieb der Geschäfte des betreffenden Rechtsträgers zusteht, gemäß Abs. 1 bis 3, 5 oder 6 von der Gewerbeausübung ausgeschlossen ist. Trifft auf die natürliche Person ein Ausschlussgrund gemäß Abs. 4 zu, ist der betreffende Rechtsträger nur von der Ausübung eines Gewerbes, das Tätigkeiten der Versicherungsvermittlung beinhaltet, ausgeschlossen. Abs. 1 letzter Satz gilt sinngemäß.
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